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Bauleitplanverfahren der Stadt Hattersheim am Main 
Bebauungsplan Nr. N116 „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ im Stadtteil Hattersheim 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB sowie der Nachbargemeinde gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
 
Schreiben des Planungsbüros Stadt.Quartier vom 22.12.2023; Az.: ohne 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Molzberger, 
 
vom Amt für den ländlichen Raum Bad Homburg werden die öffentlichen Belange der Landwirtschaft 
/ Feldflur im Main-Taunus-Kreis vertreten. Dies beinhaltet auch die Aufgaben der Landespflege. Aus 
dieser Sicht werden folgende Anregungen und Bedenken vorgebracht: 
 
 

1. Planungsanlass und Ziel 
 
Mit der Erweiterung des Gewerbegebietes Nord verfolgt die Stadt Hattersheim das Ziel, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung von zwei Rechenzentren, durch Entwicklung ei-
nes Campus für Rechenzentren, zu schaffen. Darüber hinaus soll zur Entlastung des innerstädti-
schen Verkehrs die Heddingheimer Straße entlang der westlichen Grenze des Friedhofes, einem 
derzeit landwirtschaftlich genutzten Weg, bis zum Kreisel der Mainzer Landstraße verlängert wer-
den. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs umfasst eine Fläche von ca. 7 ha. 
 
 

2. Planungsrechtliche Hinweise, Anregungen und Bedenken 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs mit seinen Festsetzungen stellt in seiner Eigenart 
einen Zielverstoß gegen die Ziele Z3.4.1-3 (Ausweisung von Sonderbauflächen und –gebieten aus-
schließlich im Vorranggebiet Siedlung) und Z10.1-10 (Vorranggebiet für Landwirtschaft) des Regio-
nalplans Südhessen/regionalen Flächennutzungsplans 2010 dar. 
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Zur Realisierung des Vorhabens ist daher von Seiten der Stadt Hattersheim ein Antrag auf Zulas-
sung einer Abweichung von den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-
zungsplans 2010 (RPS/RegFNP 2010) gestellt. Die Regionalversammlung Südhessen hat mit ihrer 
Entscheidung am 10.03.2023 dem Antrag stattgegeben und mit Nebenbestimmungen verbunden. 
 
Darüber hinaus entspricht das Vorhaben mit seinen Festsetzungen nicht der derzeitigen Darstellung 
im RegFNP 2010. Hierfür ist ein RegFNP-Änderungsverfahren erforderlich, welches von Seiten der 
Stadt Hattersheim am Main beim Regionalverband FrankfurtRheinMain beantragt wurde und sich 
derzeit auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung im Parallelverfahren befindet.  
 
 

3. Landwirtschaftliche Hinweise, Anregungen und Bedenken 
 
Die Planung hat den Verlust hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen zur Folge. Der Landesent-
wicklungsplan weist den Vorhabensbereich entsprechend als „Agrarischen Vorzugsraum“ aus. Dies 
ist auch durch den Landwirtschaftlichen Fachplan Südhessen dokumentiert, der den Bereich mit der 
in der Gesamtbewertung der Feldflurfunktionen mit der höchsten Stufe 1a ausweist. 
 
Gleiches gilt für die Bodendaten des Landes Hessen, hier im Boden Viewer Hessen der HLNUG, 
die die Flächen mit einer sehr hohen Bodenfunktion, hohem Ertragspotential und einer hohen Acker-
/Grünlandzahl ausweisen. 
 
Die Planung führt, neben dem Flächenentzug hochwertigster landwirtschaftlicher Flächen, des Wei-
teren zu einzelbetrieblichen landwirtschaftlichen Betroffenheiten. Hier ist auf die Nebenbestimmun-
gen zur Genehmigung des Zielabweichungsverfahrens durch die Regionalversammlung Südhessen 
zu verweisen. 
 
In der Entscheidung hierzu heißt es unter Ziffer II der Nebenbestimmungen: 
 

1. Eine Existenzgefährdung des landwirtschaftlichen Betriebes, der im Nebenerwerb die Flä-
chen des Plangebietes bewirtschaftet, ist im Rahmen der nachgehenden Bauleitplanungen 
nachweislich auszuschließen. 

 
2. Die landwirtschaftliche Bewirtschaftung ist auf Wunsch des betroffenen landwirtschaftlichen 

Betriebs so lange zu erhalten, bis der Beginn der Bauarbeiten die Einstellung erfordert. 
 

3. Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich der baulichen Entwicklung und Nutzung des Ge-
bietes werden auf Eben der bauleitplanung keine (weitere) landwirtschaftlichen Flächen in 
Anspruch genommen. 

 
 
Dies Bedarf der Berücksichtigung und Nachweis in dem weiteren Bebauungsplanverfahren. Die von 
der Regionalversammlung Südhessen mit den Nebenbestimmungen geforderten Nachweise sind in 
dem Bebauungsplanverfahren bisher nicht eingehalten. Die Planunterlagen enthalten bisher nach 
wie vor weder Aussagen zur Problematik einer Existenzgefährdung des im Nebenerwerb auf der 
bisherigen landwirtschaftlichen Fläche wirtschaftenden Betriebs noch zur möglichst langen Erhal-
tung der Flächen in der Bewirtschaftung. 
 
So muss konstatiert werden, dass real der Flächenentzug für die Landwirtschaft bereits mit den 
derzeit laufenden vorbereitenden archäologischen bzw. Kampfmitteluntersuchungen eingetreten ist. 
Darüber hinaus führen die umfänglichen Einzäunungen hierfür teilweise auch zu Erschließungsprob-
lemen für die außerhalb des Geltungsbereichs gelegenen landwirtschaftlichen Flächen, was der 
Stadt Hattersheim am Main bereits durch die örtliche Landwirtschaft bekannt ist. 
 
Aufgrund der Nebenbestimmungen der Regionalversammlung zu dem Zielabweichungsverfahren 
ist klar formuliert, dass die Einhaltung der Nebenbestimmungen „im Rahmen der nachgehenden 
Bauleitplanungen nachweislich auszuschließen“ ist. Es genügt nach hiesiger Auffassung daher 
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nicht, wie in den Hinweisen zur Berücksichtigung zu unserer Stellungnahme vom 03.04.2023 formu-
liert, dies in einem nachfolgenden städtebaulichen Vertrag zu beachten. Bei einem städtebaulichen 
Vertrag handelt es sich um einen zivilrechtlichen Vertrag, die Regionalversammlung hat hierzu aber 
klar formuliert, dass die Nebenbestimmungen in den nachgehenden Bauleitplanungen nachweislich 
auszuschließen sind. 
 
Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist im vorgelegten Umweltbericht enthalten. Zur teilweisen 
Kompensation sind innerhalb des Plangebietes die Maßnahmen M1 und M2 vorgesehen. Bei der 
Maßnahmenfläche M1 handelt es sich um eine gegenwärtig extensiv genutzte Frischwiese. Die Pla-
nung sieht hierbei vor, den naturnahen Status dieser Fläche zu erhalten und sie durch die Anlage 
eines Erdbeckens im naturnahen Ausbau zum Auffangen, Verdunsten und Versickern von Nieder-
schlagswasser aufzuwerten. Bei der Maßnahmenfläche M2 handelt es sich im Bestand um eine 
intensiv genutzte Ackerfläche, die Teil einer im RPS/RegFNP 2010 im nördlichen Anschluss an den 
Friedhof ausgewiesenen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Park“ ist. Im Bebauungsplan wird 
wird die Fläche gem. § 9 (1) 20 BauGB entsprechend als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ festgesetzt. Die Fläche soll hierbei im städtischen 
Besitz verbleiben und für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Als Kompensationsmaß-
nahme sollen parallel zum Verlauf der öffentlichen Verkehrsfläche Obstbäume angepflanzt und 
standortgerechte Sträucher angelegt werden. 
 
Das darüber hinaus verbleibende Defizit von 787.792 Biotopwertpunkten soll über ein Ökokonto 
ausgeglichen werden, was aus landwirtschaftlicher Sicht grundsätzlich begrüßt wird. Leider ist in 
den Planunterlagen nicht enthalten welche konkrete Ökokontomaßnahme hierfür vorgesehen ist. 
Die Planunterlagen verweisen hierzu auch nur wieder auf die folgende konkrete Vereinbachung in 
einem städtebaulichen Vertrag. 
 
Für die im Plangebiet vorgefundenen Habitate der Zauneidechse ist eine artenschutzrechtliche Kom-
pensation erforderlich. Aufgrund fehlender geeigneter Flächen und Habitatbedingungen muss die 
Anlage eines Reptilienhabitats vorlaufend zu den Eingriffen in die Lebensräume der Zauneidechsen 
außerhalb des Plangebietes vorgenommen werden (CEF-Maßnahme). Die Umsetzung erfolgt auf 
einer Teilfläche des städtischen Grundstücks in der Gemarkung Okriftel, Flur 4, Flurstück 90/18.  
 
Entsprechend den Empfehlungen des Artenschutzgutachtens wird auf der Flurstücksparzelle eine 
Fläche von ca. 2.400 m 2 als Ersatzhabitat für die umzusiedelnden Zauneidechsen eingerichtet. Ein 
weiteres Teilstück von ca. 500 m2 der für die Ausgleichsfläche vorgesehenen Wiese wurde bereits 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. N100 „Vordere Voltastraße“ als 
Ersatzhabitat für Zauneidechsen eingerichtet. Nach öffentlichen Belangen bestehen hierzu aufgrund 
der Lage des Vorhabensgrundstücks für die artenschutzrechtlichen Maßnahmen keine Bedenken. 
 
 
Zusammenfassend bestehen nach öffentlichen Belangen der Landwirtschaft auch im Rah-
men der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB, aufgrund der mit der Planung verbunde-
nen Verlustes von hochwertigen landwirtschaftlichen Flächen Produktionsflächen, weiterhin 
Bedenken zu der Planungsabsicht. 
 
 
Gemäß § 3 (2) Satz 4 BauGB bitten wir abschließend um Mitteilung des Abwägungsergebnisses. 
 
 
Freundliche Grüße 
Im Auftrag 
 
   gez. 
 
( Renth ) 
 


